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Apattheid und Commonwealth

Apartheid ohne Diskriminierung?

Das Fehlen einer größeren Ob­
jektivität bei der Beurteilung 

der Rassenfragen in der Südafri­
kanischen Union hat in Europa und 
in den USA häufig zu Schlußfol­
gerungen geführt, die den Tat­
sachen nicht entsprechen. Ohne ein 
eingehendes Studium des vielfäl­
tigen Rassenkonfliktes und der 
historischen Entwicklung dieses 
Problems w ird sich kaum eine 
Diagnose der in diesem Lande be­
stehenden Tendenzen stellen lassen.

Zwei irrige K on zep tion en

Eines der prim ären M ißverständ­
nisse liegt in der Auffassung be­
gründet, daß die Eingeborenen mit 
dem Eindringen der weißen Rasse 
aus dem Besitz der ihnen gehören­
den Gebiete verdrängt wurden. 
Als vor über 300 Jahren, im Jahre 
1652, Johan van Riebeeck als erster 
Gouverneur des Kaplandes im 
Namen der Niederländisch-Ostindi­
schen Gesellschaft vom Lande Be­
sitz ergriff, w ar Südafrika nur 
spärlich bevölkert. Es lebten dort 
lediglich die Buschmänner, deren 
Reste auch heute noch als H otten­
totten in der Kalahariwüste zu fin­
den sind. Fast zur gleichen Zeit, 
als sich die ersten Holländer, Deut- 
s±en, Hugenotten und Engländer 
in der Kap-Provinz niederließen, 
begann vom N orden ausgehend 
eine Masseneinwanderung der Ein­
geborenen, hauptsächlich von Ban­
tus,“ und zwar aus der portugiesi­
schen Kolonie Mozambique, aus 
den beiden Rhodesien und sogar 
aus den britischen Gebieten Kenia, 
Uganda und Tanganjika.

Eine weitere Komplikation der 
Rassenprobleme entstand durch den 
Mangel an Frauen und das Fehlen 
jeglidien Rasseninstinkts, das zu 
einer Blutsvermischung führte, die 
wiederum in die Schaffung einer 
neuen farbigen Rasse, der „Cape 
Coloured", resultierte. Diese Misch­
linge, zu denen eine große Zahl 
von M alayen gehören, die zwar 
der Religion nach Mohammedaner 
sind, deren M uttersprache aber 
„Afrikaans" ist, stellen heute die 
drittstärkste Rassengruppe dar.

Gegen Ende des vorigen Jahr­
hunderts ließen sich mehr als 
300 000 Asiaten, zumeist Inder, in 
der Union nieder. Obwohl sie zu­
nächst nur zur Verrichtung tem­
porärer A rbeiten auf den Zucker­
plantagen der Provinz N atal be­
schäftigt waren, verblieben sie im 
Lande und brachten es späterhin 
mit anderen em igrierten Indern als 
Klein- und Großhändler zum Teil 
zu beträchtlichem W ohlstand. So 
ergibt sich das außergewöhnliche 
Phänomen, daß im Gegensatz zu 
anderen Ländern mit einer ge­
mischten Bevölkerung verschieden­
artiger Hautfarbe alle v ier Rassen 
Südafrikas, W eiße, Bantus, Misch­
linge und Inder, als Einwanderer 
zu bezeichnen sind, wodurch der 
Mythos der aus ihrem Lande ver­
triebenen Schwarzen ad absurdum 
geführt wird.

Eine zweite irrige Konzeption 
liegt in der Annahme begründet, 
daß die Apartheid eine Politik der 
zur Zeit am Ruder befindlichen 
Burenregierung sei. Apartheid oder 
milder ausgedrückt Segregation 
bestand in Südafrika bereits seit 
m ehreren Jahrhunderten und fand 
in der Neuzeit zunächst ihren pro­
minentesten V ertreter in dem ver­
storbenen Führer der Oppositions­
partei, Generalfeldmarschall Jan  
Smuts. Es hieße die Tatsachen ver­
kennen, wenn man heute ignorie­
ren wollte, daß das Prinzip der 
Apartheid von der überwältigen­
den M ehrheit der weißen Bevöl­
kerung gebilligt wird. Lediglich 
über die M ethoden der Anwen­
dung bestehen Unstimmigkeiten.

Solange Südafrika überwiegend 
ein A grarland w ar und sich die 
weiße und farbige Bevölkerung 
auf w eite Flächen verteilte, waren 
nur geringe Ansatzpunkte für 
ernsthafte Konflikte gegeben. Erst 
mit der zunehmenden V erstädte­
rung der Eingeborenen, die auf 
Grund der Industrialisierung des 
Landes erfolgte, erreichten die Ge­
gensätze einen dramatischen Höhe­
punkt. Die plötzliche Umwälzung 
vom Kraal- zum Stadtleben, von

Pflug und Sichel zu Autos, Kinos 
und Radios hat in den unent­
wickelten Gehirnen der Bantus be­
denkliche Reaktionen ausgelöst. 
Der plötzliche Ansturm der Ein­
geborenen auf die S tädte schuf 
chaotische W ohnungsverhältnisse, 
denen die Stadtverwaltungen in 
keiner W eise gewachsen waren. 
So entwickelten sich die Elends­
quartiere der Eingeborenen am 
Rande der Städte, ein Ubelstand, 
den die gegenwärtige Regierung 
zu beseitigen bestrebt ist.

Es ist eine offene Frage, ob die 
Fortschritte in Südafrika, die durch 
die weiße Vorherrschaft bedingt 
wurden, für die Eingeborenen nutz­
bringend waren. Tatsache ist, daß 
die W eißen einen Sieg über pri­
mitive Lebensbedingungen, über 
den völligen M angel an Gesund­
heitspflege und Hygiene, über Un­
w issenheit und Unglauben d e r , 
Bantus davongetragen haben. Eu­
ropäische Initiative und Unterneh­
mergeist haben die reichen Boden­
schätze Südafrikas erschlossen und 
durch die Förderung strategischer 
Rohstoffe, nicht zuletzt aber auch 
durch die Errichtung bedeutender 
Sekundärindustrien eine W elle ein­
zigartiger Prosperität herbeigeführt.

M öglichkeiten der K oexistenz?

Kann unter den gegenwärtigen 
V erhältnissen eine Koexistenz der 
verschiedenen Rassen herbeige­
führt werden? Läßt sich eine Poli­
tik  der Apartheid ohne Diskrimi­
nierung durchführen? Zweifellos 
nicht im Rahmen der derzeitigen 
Struktur des Landes. W ährend die 
Emanzipation und Evolution der 
farbigen Bevölkerungskreise rapide 
Fortschritte machen, kämpft die 
weiße Rasse um die Erhaltung der 
Früchte ihrer geleisteten Arbeit. 
Heute haben die Gegensätze der 
Rassen untereinander eine derar­
tige Zuspitzung erfahren, daß dra­
stische Maßnahmen erforderlich 
wären, um das Übel an der W urzel 
zu packen. Das bevölkerungs­
mäßige M ißverhältnis zwischen 
Farbigen und der weißen Rasse ist 
eine der Hauptursachen für die 
feindselige Einstellung der Euro­
päer gegenüber den Nicht-Weißen.
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Gemäß der Volkszählung des Jah ­
res 1959 stellte sich die Gesamt­
bevölkerung der Südafrikanisdien 
Union auf 14 673 000 Einwohner, 
und zwar in der nachfolgenden 
Aufschlüsselung: 3 067 000 Weißei 
9 751 000 Bantus; 1 400 000 Misch­
linge und 450 000 Asiaten, meist 
Inder. Angesidits der Leistungen 
auf dem Gebiete der Gesundheits­
pflege und der Sozialfürsorge be­
trug das W adistum  der Bantube­
völkerung über 100®/» gegenüber 
dem Jahre 1951, in dem 4 600 000 
Eingeborene gezählt wurden. Eine 
nennenswerte Erhöhung der wei­
ßen Einwohnersdiaft war bis vor 
kurzem durch die engherzige Ein­
wanderungspolitik der Regierung 
verhindert worden. H ier soll je tzt 
durdi größere Freizügigkeit Ab­
hilfe gesdiaffen werden. W enn 
eine beträditUdie Zunahme der 
weißen Bevölkerung gelingen sollte, 
würde einer besseren V erständi­
gung der W eg geebnet.

Der vormalige Hohe Kommissar 
für Südafrika in Großbritannien 
hatte die Einstellung der Regie­
rung zu dem Prinzip der Rassen­
trennung eindeutig formuliert. 
A partheid ,. so erklärte Dr. A. L. 
Geyer, sei der Versudi, die Ras­
sentrennung auf einer neuen Basis 
zur Durchführung zu bringen. Die 
beste Lösung würde darin beste­
hen, das Land aufzuteilen und die 
Hälfte den Europäern und die 
andere den Nicht-W eißen zuzu- 
spredien. Die Regierung des Mini­
sterpräsidenten Dr. Hendrik Frensch 
Verwoerd sdiloß sidi im Grund­
prinzip den Vorsdilägen des ehe­
maligen Verteidigungs- und V er­
kehrsministers, Oswald" Pirow, an, 
der Südafrika in m ehrere sdiwarze 
und weiße Staaten aufzuteilen und 
auf diese W eise den Lebensraum 
der sdiwarzen und weißen Bevöl 
kerung radikal zu trennen ge 
dadite. Im Jahre 1959 wurde erst 
malig die Bantu-Selbstregierungs 
gesetzgebung eingeführt und de 
Versuch einer lokalen Bantuver 
waltung durdi die Transkeian Ter 
ritorial A uthority unternommen 
Für die Entwicklung der Bantu 
Reservate im Zuge des neuen 
Fünf jahresplanes der südafrikani 
sehen Regierung werden nach An 
gaben des Direktors der Bantu 
Development Corp. zu den bereits

vorhandenen 20 Mill. Rand p. a. 
jährlich jeweils weitere 10 Mill. 
Rand bereitgestellt. Mit diesen 
M itteln sollen große Gebiete auf- 
geforstet und bew ässert und die 
Faser- und Zuckerproduktion ge­
fördert werden. In den Reservaten 
wird die Verwaltung von den Ban­
tus durchgeführt, während einge­
borene Ärzte, Anwälte, Beamte, 
Händler usw. den Interessen der 
Bevölkerung dienen. Es wird von 
dem Gelingen des Fünf jahresplanes 
abhängen, inwieweit sich auf diese 
W eise die gegenwärtigen Span­
nungstendenzen verringern lassen. 
Eine endgültige Lösung des Pro­
blems durch diese Trennungspoli­
tik ist jedoch schon deshalb nicht 
gegeben, weil das südafrikanische 
W irtschaftsleben in einem so erheb­
lichen Umfange auf schwarzer A r­
beitsleistung basiert, daß jeder 
Versuch, die eingeborenen Arbei­
ter auszuschalten, ein ökonomisches 
Chaos heraufbeschwören würde.

Zusam m enschluß der Farbigen
Zweifellos hat die starre H al­

tung des südafrikanischen M inister­
präsidenten durch seine Ableh-

nüng, Konzessionen zu machen, zu 
dem möglichen Zusammenschluß 
aller farbigen Rassen beigetragen. 
Im Juni dieses Jahres soll eine 
vielrassige Konferenz abgehalten 
werden, an der Bantus, Mischlinge, 
Inder und wohlwollende W eiße 
teilnehmen dürften. Es ist die Ziel­
setzung dieser Zusammenkunft, 
eine Maximal-Kooperation zwischen 
den weißan und farbigen Bevöl­
kerungsteilen herbeizuführen und 
einen etwaigen Kompromiß kon­
stitutionell zu unterm auern. Be­
dauerlicherweise hat sich bereits 
der Stellv. Innenm inister P. W. 
Botha dahingehend geäußert, daß 
eine vereinigte Front der Farbigen 
für die Beteiligten nachteilige Fol­
gen auslösen könnte. Im Hinblick 
auf die kritische Entwicklung der 
Rassenprobleme würde eine Be­
friedung nur dann zu erzielen sein, 
wenn sich die Regierung im Rah­
men einer gemäßigten Apartheid- 
Politik zu einer Koexistenz ohne 
Diskriminierung bereit erklären 
würde. Es scheint fraglich, ob Dr. 
Verwoerd diesen M ittelweg be­
schreiten wird. (E.B.)

Kann Südafrika sich ohne das Commonwealth entwickeln?

A n  der berühmten britischen Gabe 
zum Kompromiß hat es auf der 
10. Commonwealth-Konferenz seit 
dem Ende des zweiten W eltkrie­
ges bestimmt nicht gefehlt, als es 
um die Frage ging, ob die Süd­
afrikanische Union erneut zur Mit­
gliedschaft zugelassen werden 
solle, wenn sie am 31. Mai ihren 
Beschluß verwirklicht, eine Repu­
blik zu werden.

D ie kom prom ißlose H altung  
V erw oerds

Der südafrikanische M inisterprä­
sident Verwoerd wußte vor Beginn 
der Konferenz, daß ei; mit seiner 
Apartheid-Politik allein stehen, daß 
er nicht nur die afrikanischen und 
asiatischen V ertreter, sondern auch 
die Sprecher des . „klassischen" 
Commonwealth, die M inisterpräsi­
denten von Kanada, A ustralien und 
Neuseeland, gegen sich haben w ür­
de, von Harold Macmillan, dem 
britischen Premier, ganz zu schwei­
gen, der im vergangenen Jahre  so­
gar in der Heimat Verwoerds aus

seinem Abscheu vor der Apartheid- 
Politik keinen Hehl gemacht hatte.

Die Bemühungen um den Kom­
promiß richteten sich vielmehr auf 
eine scharfe, die Rassentrennung 
jeglicher Art verdammende Erklä­
rung der Konferenz, die vor der 
W iederaufnahme Südafrikas in das 
Commonwealth verabschiedet wer­
den sollte. Südafrika sollte darin 
nicht ausdrücklich erwähnt, auch 
eine Abstimmung über diese Erklä­
rung sollte verm ieden werden. Es 
kam nur darauf an, daß Südafrika 
schweigend diesen ernsten Tadel 
zur Kenntnis nahm.

M inisterpräsident Verwoerd ver­
mochte das nicht. Zur Überraschung 
zahlreicher Teilnehmer der Konfe­
renz lehnte er es am Ende mehr­
tägigen Ringens um eine Formu­
lierung dieser Erklärung ab, einen 
Aufnahmeantrag der Union für den
1. Juni zu stellen.

In England hat man darauf, bild­
lich gesprochen, die Flagge Süd­
afrikas auf halbmast gesetzt, nicht
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ohne die Hoffnung, daß der ver­
lorene Sohn sidi eines Tages eines 
Besseren besinnen und den W eg 
zur Familie zurückfinden werde. 
Denn dies steht fest: Südafrika 
kann in Zukunft nodi weniger als 
in der V ergangenheit damit red i­
nen, daß Apartheid britisdie oder 
sonstige Zustimmung im Common­
w ealth  findet. Macmillan hat diese 
Politik als absdieulidi und unver­
einbar mit den Idealen bezeidinet, 
um die die M ensdiheit in diesem 
Jahrhundert ringt, und N'Krumah 
hat als Konsequenz dieses Absdieus 
totale w irtsdiaftlidie und politi­
sdie Sanktionen gegen Südafrika 
gefordert, ohne damit allerdings im 
Kreise der Commonwealth-Premiers 
durdizudringen. Südafrika und das 
Commonwealth können also nur 
dann wieder zueinander finden, 
wenn die Politik der Rassentren­
nung in der Union aufgegeben wird.

A n gst vo r d er V eran tw ortu ng
M inisterpräsident V erwoerd hat 

seine Landsleute durdi seine H al­
tung in London zweifellos sdiok- 
kiert. Das gilt natürlid i ganz be­
sonders für das britisdie Element 
in der Union, dessen Opposition 
gegen die „Buren-Herrsdiaft" in der 
Regierung bestimmt an Sdiärfe ge­
winnen wird. Dodi zu einer Regie­
rungsumbildung, zu einer V erlage­
rung der parlam entarisdien M ehr­
heitsverhältnisse, bedürfte es eines 
Brudis von Teilen der A frika-W äh­
ler mit Verwoerd und seinen An­
hängern.

Kenner Südafrikas sdiätzen die 
M öglidikeiten einer derartigen Um­
wälzung von der Opposition her 
sehr gering ein. Sie redinen eher 
mit der Hoffnung, daß sidi unter 
den Buren die A ussiditslosigkeit 
der Apartheid-Politik herumspre- 
dien wird. Im Augenblidc sdieint 
man zwar aus Angst vor der Zu­
kunft geneigt zu sein, sidi mehr 
und mehr der Vergangenheit, der 
Politik der Rassentrennung, zu ver- 
sdireiben. Man fürditet, daß Lodce- 
rung der Rassengesetzgebung das 
Ende der weißen H errsdiaft in Süd­
afrika bedeuten müßte und die 
V ertreibung der weißen Bevölke­
rung aus Landwirtsdiaft, Industrie 
und Handel mit sidi bringen würde. 
So benimmt man sidi w ie in alten 
Zeiten, bildet eine „Lager-Burg" 
und versdianzt sidi zur V erteidi­

gung, als ob es um die Abwehr 
physisdier Angriffe und n id it um 
eine Anpassung an die Ideale des 
20. Jahrhunderts geht, die weder 
mit Gewehren nodi mit Gesetzen 
aufgehalten werden kann.

Man verweigert den 1,5 Mill. 
„Misdilingen“ eine parlam entari- 
sdie Vertretung durdi andere als 
„Weiße", man bekämpft jeden 
Liberalen, wie etwa den Herausge­
ber der Zeitsdirift „Contact" m it 
Gesetzen, die der Abwehr des Kom­
munismus und nidit der Unter­
drückung jeder freien Meinung 
dienen sollen, so bekämpft man die 
Anglikanisdie Kirdie, deren Erz- 
bisdiof das Christentum n id it zum 
Rassenvorredit herabgewürdigt 
sehen  will, kurzum, man verrennt 
sich im Rüdezug, weil man einer 
Verständigung keine Konzessionen 
machen zu können glaubt. Die Tra­
gik, die vor der Zukunft lagert, ist 
dabei unverkennbar: Die Nadikom- 
men holländisdier und britisdier 
Siedler, die vor mehreren Gene­
rationen nadi Südafrika kamen, 
müssen sidi am Sdiidcsal der Bel­
gier im Kongo ausmalen, daß ihnen 
im Falle ernsthafter Aufstände 
nidits, anderes übrigbleiben mag 
als die Flucht aus Afrika, die eine 
F ludit aus der Heimat, der eigenen 
und der der Vorfahren wäre.

W irtschaftliche E ntw icklung  
und friedliche K oexiatens

W ie lange wird man dennodi 
darüber grübeln, wie man durch 
Verschärfung der Rassentrennung 
dies6( vielen unaufhaltsam erschei­
nende Flucht nocäi ein wenig ver­
zögern könne? Vielleicht wird die 
Beruhigung im Kongo ein Vorbild 
der Zusammenarbeit abgeben, wird 
sidi auch für Südafrika ein W eg 
abzeidinen, wie man über die 
Gleichberechtigung der Neger zu 
einem friedlichen M iteinander und 
Füreinander kommen kann. Aller­
dings werden die Südafrikaner da­
für gehörig umlernen müssen.

W ann und in welcher Form der 
W andel in Südafrika einsetzen 
wird, dürfte eng mit der wirtschaft­
lichen Entwicklung Südafrikas Z u ­

sammenhängen. Diese aber ist eng 
verbunden mit der Haltung, die das 
Commonwealth nunmehr Südafrika 
gegenüber einnehmen wird. Es geht 
dabei nicht allein um die Frage,

ob die O ttawa-Präferenzen w eiter­
hin für Südafrika gelten können. 
Es gibt ja  zwei Präzedenzfälle da­
für, daß die Vorzugszölle auch an 
Nidit-M itgliedstaaten des Common­
wealth gew ährt werden, Irland, das 
sich niemals zum Commonwealth 
zugehörig fühlte, und Burma, das 
nach dem Kriege seine völlige Un­
abhängigkeit außerhalb aller Bin­
dungen an das Commonwealth 
suchte. Zwar liegt der Fall Süd­
afrika insofern anders, weil eine 
bewußte Brüskierung der gemein­
samen Ideale des Commonwealth 
die Prüfung der künftigen W irt­
schaftsbeziehungen zwischen Com­
monwealth und Südafrika erforder­
lich macht. W ird es der Union allzu 
leicht gemacht, die bisherigen Vor­
teile w eiter zu genießen, so könnte 
dies als erm unternde „Prämie“ für 
die Lösung der Bande anderer 
Commonwealth-Länder betrachtet 
werden. Dennoch dürfte man hier­
für Formeln finden, die Südafrikas 
Handel insbesondere mit Großbri­
tannien nicht sehr wehe tun.

Sehr viel ernster sind dagegen 
die Hoffnungen betroffen, die Süd­
afrika auf Kapitalhilfe aus dem 
Commonwealth setzen muß. W ie 
kann es seine W irtschaft ausbauen 
und dafür mit Kapitaleinfuhr rech­
nen, wenn seine Apartheid-Politik 
von M onat zu M onat unversöhn­
licher und damit der blutige Kon­
flikt gewisser wird? Und wie kann 
Südafrika andere Kapitalquellen 
erschließen, sei es in Europa, sei es 
in Nordamerika, wenn dort die 
gleiche Empörung über Südafrikas 
Politik herrscht und die gleiche 
Rechnung über den Ausgang dieser 
Politik angestellt wird? Schon 
schätzt man, daß sich m ehr als 
100M ill.fi Kapital im letzten Jahre 
aus Südafrika verzogen hat.
D ie B edeu tung des Com m onwealth

In der Zwischenzeit aber muß 
das Commonwealth sich darüber 
klar werden, welches seine reale 
Existenzbasis ist. Noch immer 
kommt ^nan dem Verständnis des 
Commonwealth und seiner Binde­
kräfte am nächsten, wenn man das 
Bild der Familienbindungen zum 
Vergleich heranzieht. Dabei ist sidi 
das M utterland längst darüber klar 
geworden, daß ihm nicht mehr die 
Führungsrolle im Kreise unmündi­
ger Kinder zukommt, sondern der
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Part des mehr oder weniger weisen, 
mehr oder weniger respektierten 
Seniors im Familienrat. M an folgt 
ihm nicht unkritisch, sondern man 
prüft und erörtert jeden einzelnen 
Rat auf seinen W ert, seinen N ut­
zen — und zwar für jedes einzelne 
Familienmitglied, nicht für das 
Elternhaus!

Dieser grundlegende W andel im 
Commonwealth is t seit Ende des 
letzten Krieges spürbar und ver­
anlaßt viele Beobachter, vom Ende 
oder von der Bedeutungslosigkeit

des Commonwealth zu sprechen, 
ihm nur noch sentim entale Inhalte 
zuzuerkennen. Dieses Urteil dürfte 
zu voreilig gefällt werden. Fami­
lienbande vergehen nicht einmal 
völlig, wenn ih r Nutzen schwindet. 
Loyalitäten, Hilfswilligkeiten, ja  
selbst Dankbarkeitsgefühle bleiben 

■ noch auf lange Zeit latent. Bisher 
ist aber der „Nutzen" der Familien­
bande keineswegs erschöpft. Am 
indischen Beispiel läßt sich leicht 
erkennen, wie sehr sowohl die 

•finanzielle und wirtschaftliche Hilfe

über den Appell an die Familienge­
fühle erleichtert und intensiviert 
wird als auch das enge kulturelle 
Band nicht zuletzt über den „Nut­
zen" der allen gebildeten Indern 
gemeinsamen englischen Sprache in 
einem Babel einheimischer Spra­
chen eine wichtige Realität bleibt. 
Es bleibt abzuwarten, ob es in den 
nächsten Jahrzehnten gelingen 
wird, aus den verbliebenen Ge­
m einsamkeiten der Familienbande 
neue Gemeinsamkeiten für die Zu­
kunft zu entwickeln. (W.E.)

Zuschrift: Europäische Widersprüdie

Bonn, den 4. 4. 1961

M it besonderer Freude habe ich 
den Beitrag von H errn Dr. W olf­
gang Baumann „Zeitgeist, nationa­
les Interesse — und Europa?" im 
Märzheft Ihrer Zeitschrift gelesen. 
Ich glaube, daß es jedem  Praktiker 
der EWG-Arbeit eine erfrischende 
Lektion ist, eine zusammenfassende 
Abhandlung über die Beziehungen 
zwischen der politischen und w irt­
schaftlichen Integration zu lesen. 
Ich stimme mit H errn Dr. Baumann 
auch in der Schlußfolgerung über­
ein, daß w ir vielleicht in der euro­
päischen Integration in den näch­
sten M onaten keine sehr großen 
Fortschritte zu erw arten haben. Ich 
unterstreiche auch die Feststellung, 
daß die Verantwortlichen sich nicht 
zu viel auf Prinzipien festlegen soll­
ten. Hierzu möchte ich einige W orte 
über die in der europäischen Ideo­
logie bem erkbaren Paradoxe sagen.

Sdion bei dei: Grundthese der 
europäischen W irtschaftsintegration 
beginnen die Irrungen und W irrun­
gen des europäischen „Überbaus". 
Fast alle Befürworter der europäi­
schen Einigung glauben fest daran, 
daß die wirtschaftliche Zusammen­
arbeit zur politischen Intégration 
Europas führt. Ja, man hofft, daß 
wirtschaftliche Maßnahmen ein 
europäisches Bewußtsein schaffen 
werden. Bei dieser Auffassung von 

 ̂ \  der W irtschaft als der Schrittmache­
rin des Politischen steckt ein m arxi­
stischer Kern. W ir erinnern uns an 
den Lehrsatz, daß das gesellschaft­
liche Sein das gesellschaftliche Be­
wußtsein bestimmt. Diese Auffas­
sung wird heute vor allein von 
rechtsstehenden Politikern propa­
giert, die antimarxistisch sind. Diese 
Politiker — das soll in keiner W eise

ein W erturteil sein — sind die Ban­
nerträger der europäischen Eini­
gung unter der Begründung, daß 
das Wirtschaftliche das Politische 
vorausnehmen soll. Aber diese libe­
ralen Politiker begehen eine w ei­
tere Inkonsequenz, wenn sie die in­
stitutioneilen Einrichtungen der
europäischen W irtschaftsintegration 
befürworten, da nach ihrer „reinen" 
Lehre alle behördlidien Instanzen 
verdächtig sein müssen. So wird 
auch der Kern der inneren Vorbe­
halte Erhards, der in diesem Punkt 
„linientreuer" ist als seine liberalen 
Kollegen, verständlich. An sich 
müßte die politische Linke auch die 
behördlichen Formeln der w irt­
schaftlichen Integration in Europa 
begrüßen. Paradoxerweise ist sie 
dagegen. Ihr Bedenken gegen die 
europäischen Organisationen grün­
det sich auf die gegenwärtige poli­
tische Lage: Es sind nur wenige 
Sozialisten, die im Europa der Sechs 
entscheidend sind. Die Linke ist 
ferner gegen diese von ihr eigent­
lich zu fördernden Behörden, weil 
sie — übrigens irrtümlich — fürch­
tet, daß das von ihr in der W irt­
schafts- und Sozialpolitik Erreichte 
zugunsten eines übernationalen 
Dirigismus abgebaut w erden könnte. 
Dazu kommt, daß die skandinavi­
schen Länder — um diese handelt 
es sich hauptsächlich bei den links­
gerichteten — vielleicht mit Aus­
nahm e Dänemarks kein echtes Ge­
fühl für Europa haben. Für sie ist, 
w ie für England, Europa ein ferner 
Kontinent. Vielleicht sind die nor­
dischen Träger der EFTA, um mit 
M adariaga zu sprechen, die letzten, 
die das Christentum und dainit 
einen wesentlichen Bestandteil 
Europas übernahmen, und die ersten, 
die es w ieder aufgaben.

Eine paradoxe H altung wird auch 
von all denjenigen europäischen 
Denkern, Politikern und W irt­
schaftlern eingenommen, die heute 
ihre Hoffnung an den Erfolg des 
V ertrages von Rom vor allem dar­
auf gründen, daß die Eigengesetz­
lichkeit der EWG-Dienststellen die 
nationalen W iderstände beseitigen 
wird. Erinnern w ir uns doch: Mit 
welcher Heftigkeit haben alle indi­
vidualistischen Kräfte sogleich nach 
Beendigung des zweiten W eltkrie­
ges gegen die Bürokratisierung 
Europas Stellung genommen und 
darin den „road to serfdom", den 
„Weg zur Knechtschaft“ (Hayeck), 
gesehen. Allerdings muß in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen 
werden, daß es sich bei der von 
Brüssel versuchten Verwirklidiung 
des Gemeinsamen M arktes nicht um 
eine notwendig dirigistische Ver­
fahrensweise handelt, sondern daß 
die EWG-Behörden bei der Vielzahl 
der von ihnen vorgeschlagenen Re­
gelungen nur den V ertrag mit der 
ihm fehlenden Substanz ausfüllen 
wollen — eine Voraussetzung zu 
seiner Verwirklichung.

Welche Konsequenzen sind dar­
aus zu ziehen? Nicht nur im politi­
schen, sondern auch im w irtsdiaft­
lichen Bereich stimmen die alten 
Gruppierungen und Vorstellungen 
nicht mehr. W ir leben im Zeitalter 
der Abkehr von W eltanschauungen 
und Theorien. Deshalb ist es gleich­
gültig, von welcher Seite, mit wel­
chen M itteln und unter welchen 
Fahnen man Europa zu verw irk­
lichen sucht, wenn es sich nur um 
Instrum entarien handelt, bei denen 
unsere staatsbürgerliche Freiheit, 
ein w ertvolles europäisches Erbe, 
erhalten bleibt.

Dr. H einz Commer
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